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publik) oder Bürger, auf die kraft Gesetzes oder 
durch Abtretung der Anspruch übergegangen ist. 
Übersteigt der Schaden die Höhe von etwa 
500 M, so ist der Geschädigte auf die Geltend­
machung des Anspruchs vor dem Kreisgericht zu 
verweisen, es sei denn, es handelt sich um ar­
beitsrechtliche Ansprüche (vgl. Ziff. 3.2.4.).

Jugendliche können in der Beratung der Kon­
fliktkommission ohne Einwilligung der Erzie­
hungsberechtigten, soweit es sich nicht um die 
Wiedergutmachung des Schadens durch eigene 
Arbeit handelt, nur im Rahmen der beschränk­
ten Geschäftsfähigkeit Selbstverpflichtungen 
übernehmen.
Die Konfliktkommission kann Jugendlichen Ver­
pflichtungen zur Wiedergutmachung des ange­
richteten Schadens durch eigene Arbeit oder 
durch Leistung von Schadenersatz in Geld (§ 34 
Abs. 2, §§43 und 49 KKO) auch bei Nichterschei­
nen eines Erziehungsberechtigten zur Beratung 
auferlegen, wenn dieser gemäß § 8 Abs. 4 KKO 
eingeladen worden ist. Für die Wiedergut­
machung des Schadens durch Haftpflichtver­
sicherte gelten die Festlegungen unter Ziff. 5.3.
Bei Verpflichtung zu Schadenersatz in Geld ist 
der Betrag zu nennen. Ist der konkrete Schaden 
nicht feststellbar, kann darüber nicht entschie­
den werden.

3.6.2. Bestätigung anderer Selbstverpflichtungen
Es ist darauf hinzuwirken, daß die beschuldig­
ten Bürger nur solche Verpflichtungen überneh­
men, die im Zusammenhang mit der von ihnen 
begangenen Straftat stehen.

3.6.3. Ausspruch einer Rüge
Die Rüge ist differenziert anzuwenden. Auch bei 
einem einsichtigen Täter kann unter Berücksich­
tigung aller Tatumstände der Ausspruch einer 
Rüge erforderlich sein. Eine graduelle Abstufung 
der Rüge (z. B. strenge Rüge oder die Verwen­
dung anderer Bezeichnungen, wie Verwarnung, 
Verweis, öffentlicher Tadel u. a.) ist nicht zu­
lässig.

3.6.4. Geldbuße
Von der Möglichkeit, wonach sich der Rechts­
verletzer zur Zahlung einer Geldbuße verpflich­
ten oder ihm eine solche Verpflichtung auf­
erlegt werden kann, ist differenziert Gebrauch 
zu machen, sie darf nicht zur Regel werden. Da­
bei sind für die Anwendung und Höhe der Geld­
buße die Grundsätze des § 35 Absätze 2 und 3 
KKO zu beachten.
Gegenüber Jugendlichen sollte Geldbuße nur 
dann zur Anwendung kommen, wenn sie über 
eigenes Einkommen verfügen.

3.7. Zum Absehen von Erziehungsmaßnahmen (§ 34 
Abs. 1 KKO)
Von Erziehungsmaßnahmen kann dann abge­
sehen werden, wenn der Schaden bereits vor der 
Beratung wiedergutgemacht wurde oder der Tä­
ter ernstlich um Wiedergutmachung bemüht ist 
oder durch anderes positives Verhalten beweist, 
daß er grundlegende Schlußfolgerungen zur 
Überwindung seines fehl ( haften Verhaltens 
gezogen hat.

3.8. Zur Verpflichtung dritter Personen
Nach § 34 Abs. 3 KKO können nur Selbstverpflich­
tungen zur Erziehung des Beschuldigten durch die 
dort genannten Kollektive und Personen (auch 
Eltern jugendlicher Beschuldigter) bestätigt wer­
den. Es ist unzulässig, Eltern durch die Konflikt­
kommission zu verpflichten, ihre Aufsichtspflich­
ten besser wahrzunehmen oder für den vom Ju­
gendlichen verursachten Schaden einzustehen. 
Auch gegen Mittäter, die sich nicht vor der Kon­
fliktkommission zu verantworten haben, dürfen 
keine Maßnahmen (z. B. Wiedergutmachung des 
Schadens) ausgesprochen werden.
Eine Einigung zwischen dem Geschädigten und 
den Eltern eines jugendlichen Beschuldigten 
oder einem anwesenden Mittäter ist allerdings 
möglich, wenn der Geschädigte einen entspre­
chenden Antrag stellt, was noch während der 
Beratung möglich ist, und die Konfliktkommis­
sion diesen gemäß § 15 KKO in die Beratung 
einbezieht.

4. Zur Beratung wegen Verfehlungen
4.1. Zur Abgrenzung zwischen Verfehlungen und 

Vergehen (Straftaten)
4.1.1. Die Konfliktkommission muß eigenverantwort­

lich beurteilen, ob eine Verfehlung yorliegt. 
Kommt sie zu der Auffassung, daß die Handlung 
ein Vergehen ist, muß die Überprüfung durch 
die Deutsche Volkspolizei gemäß § 40 Abs. 2 
bzw. § 41 Abs. 1 KKO veranlaßt werden. Für 
die Abgrenzung der Verfehlungen gegenüber den 
Vergehen (Straftaten) kommt es darauf an, daß 
die Auswirkungen der Tat und die Schuld des 
Bürgers unbedeutend sein müssen (§37 KKO, §4 
StGB, § 1 Verfehlungs-VO). Es sind tat- und täter-

, bezogene Umstände entscheidend, die zur Tatzeit 
vorliegen oder sich unmittelbar aus der Tat erge­
ben. Es ist falsch, ein späteres Verhalten des 

■ Täters, wie unbegründetes zweimaliges Nichter­
scheinen vor der Konfliktkommission, Ablehnung 
und Ungebührlichkeit gegenüber der Konflikt­
kommission, Verlassen der Beratung, allein als 
geeignet anzusehen, die Tat- und Schuldschwere 
dahingehend zu erhöhen, daß die Handlung zum 
Vergehen wird. Hingegen kann Rückfälligkeit des 
Täters bzw. mehrfache Begehung die Handlung 
zum Vergehen qualifizieren, w.obei jedoch getilgte 
Strafen oder Maßnahmen der gesellschaftlichen 
Gerichte, die länger als ein Jahr zurückliegen, 
nicht mehr berücksichtigt werden dürfen. Im 
einzelnen ist zu beachten:

4.1.2. Bei Eigeniumsverfehlungen (§§ 160, 179 StGB in 
Verbindung mit § 1 Abs. 2 Verfehlungs-VO, •§ 37 
Abs. 2 KKO). Ein 50 M nicht wesentlich über­
steigender Schaden kann beim Vorliegen der an­
deren Voraussetzungen noch die Einstufung als 
Verfehlung rechtfertigen. Es ist nicht vom Neu­
wert einer Sache, sondern von ihrem Zeitwert 
auszugehen. Das Merkmal „erstmalige Tat“ läßt 
die Ausnahme zu, frühere Rechtsverletzungen un­
berücksichtigt zu lassen, wenn die jetzige Tat 
keinen inneren Zusammenhang mit jenen hat; 
desgleichen solche Straftaten und Verfehlungen, 
die lange Zeit zurückliegen, vorausgesetzt, daß die 
neue Tat unter Berücksichtigung aller Umstände 
geringfügig ist. Hat der Täter innerhalb eines 
halben Jahres 2 oder 3 kleine Diebstähle oder


